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eines freien Marktes mögen solche Überlegungen 
vermitteln. Die Wirklichkeit sieht freilich anders 
aus. In der realen Welt haben sich im Laufe der 
Menschheitsgeschichte so viele unterschied liche 
geografische, klimatische, religiöse, recht liche, 
wirtschaftliche und politische Unterschiede he­
rausgebildet, dass man gerade in einer globa li­
sierten Welt nicht auf Knopfdruck vergleichbare 
Bedingungen schaffen kann. Auf dem Weg dort­
hin gibt es immer Gewinner und Verlierer. 

So fehlt denn auch vielen Beiträgen dieses Heftes 
die Leichtigkeit, mit der in der praktischen Um­
setzung die angepeilten Ziele erreicht werden 
können. Oder anders gewendet, die jeweiligen 
Autoren sind realistisch genug, sich mit kleinen 
Fortschritten zufriedenzugeben, solange die 
Richtung stimmt. Das gilt für Wolfgang Schäuble 
bei seiner Bestandsaufnahme der Steuerharmo­
nisierung in Europa ebenso wie für seinen Minis­
terkollegen Heiko Maas. Gleich zu Beginn seiner 
Betrachtung betont der Bundesminister für Justiz 
und Verbraucherschutz den besonderen Charme 
einer Harmonisierung des europäischen oder 
sogar des internationalen Insolvenzrechtes. Aber 
angesichts der Erfahrungen aus langwierigen 
Verhandlungen allein um eine Verfahrenseröff­
nung in anderen Mitgliedstaaten der EU gibt er 
sich keinen Illusionen hin, binnen kurzer Frist 
weitreichende und umfassende Lösungen er­
reichen zu können. Bei aller Bereitschaft der 
deutschen Politik, an der Schaffung eines echten 
europäischen Insolvenzrechtes mitzuwirken, 
verweist er angesichts der vielfältigen Inter­
dependenzen mit sämtlichen Bereichen des  
Wirtschafts­ und Unternehmensrechts auf die 
besonderen Tücken der Detailregelungen.

Ähnlich realistisch bewertet der Bundesfinanz­
minister die Schaffung eines steuerlichen Level 
Playing Field in Europa eher als politische Dauer­
aufgabe, denn als Projekt mit schnellen Erfolgs­
aussichten. Einen gewissen Wettbewerb um die 
günstigsten Standortbedingungen hält er für 
vertretbar. Gewinnverlagerungen und ­ver­
kürzungen, wie sie bei internationalen Konzernen 
zu beobachten sind, will er aber möglichst ein­
gedämmt sehen. Einen erfreulichen Durchbruch 
registriert er in den vergangenen Jahren beim 
steuerlichen Informationsaustausch zu Finanz­

Level Playing Field –  
mühsames Gerangel um kleine Erfolge
Wie kann ein eigentlich positiv besetzter Begriff 
wie Level Playing Field so viele heftige Diskus­
sionen hervorrufen, einen solchen Wust von 
sachlichen Positionspapieren und/oder hitzigen, 

 emotionalen Stellungnahmen hervorbrin­
gen? Wieso lässt die Debatte um den richti­
gen Weg zu einem oft unbestrittenen und 
akzeptierten Ziel am Ende so viele in Politik 
und Wirtschaft, in der Wissenschaft sowie 
ganz allgemein die interessierte Öffentlich­
keit mit einer latenten Unzufriedenheit 
zurück? Ein Grund ist die Unschärfe bezie­
hungsweise das unterschiedliche Grundver­
ständnis des Begriffes. 

Geht es nur darum, gleiche Startchancen zu 
schaffen? Oder werden letztlich gar gleiche Le­
bensbedingungen für alle angestrebt? Inwieweit 
ist es auf dem Weg zur Schaffung vergleichbarer 
Rahmenbedingungen angebracht oder ratsam, 
ungleiche Voraussetzungen zu tolerieren, um 
damit einen Anreiz zu schaffen, mit allen Kräften 
auf das Machbare hinzuarbeiten? In welchen 
Größenordnungen und über welche Zeiträume 
dürfen Bürger, Unternehmen und Staaten be­
nachteiligt, sprich mit größeren Anpassungsbe­
lastungen belegt werden, um den anvisierten 
Zustand zu erreichen? Schon diese rein exempla­
rischen Fragen vermitteln einen Eindruck, wieso 
sich alle Beteiligten an der Schaffung eines Level 
Playing Field mühelos abarbeiten können. In 
einer durch die Informations­ und Verkehrstech­
nik immer näher zusammenrückenden Welt  
lässt sich dieses Muster in vielen Lebensbereichen 
beobachten, angefangen von der Weltklima­
konferenz bis hin zur Schaffung akzeptabler 
Wettbewerbsbedingungen für die europäische 
Finanzdienstleistungsindustrie. Harmonisierungs­
bestrebungen sind oft gerade nicht mit Harmo­
nie verbunden, sondern mit einem harten  
Gerangel um die Wahrung von Besitzständen.

In den Überlegungen der Wirtschaftstheorie ist 
das anders. Man braucht nur die störenden Ne­
benbedingungen auszublenden und allein auf  
die freien Marktkräfte zu ver trauen, um in den 
Vorstellungen der Klassiker immer wieder einen 
Zustand zu erreichen, der ohne weiteres Zutun 
einem stabilen Gleichgewicht zustrebt. Ein hilfrei­
ches Grundverständnis für die positiven Impulse 

4  / S. 2 ·  1 / 2016 Kreditwesen

Berthold Morschhäuser

ZKW01_04_05_Leiter.indd   2 23.12.2015   09:21:05



rechten und einen Regimewechsel hin zu einer 
verstärkten Datenerhebung sowie einer Verein­
heitlichung des Meldewesens, auch wenn Letzte­
res die deutschen Banken stärker belastet.

Sorge vor unerwünschten Auswirkungen eines 
falsch verstandenen Harmonisierungsbestrebens 
äußerst Gunter Dunkel mit Blick auf den aufsicht­
lichen Überprüfungs­ und Bewertungsprozess 
(SREP) der europäischen Bankenaufsicht. Im Zuge 
der Bewertung der Geschäftsmodelle warnt der 
VÖB­Präsident vor den Gefahren einer Anglei­
chung der Strategien und appelliert an die deut­
sche Bankenaufsicht, ihre qualitative Ausrichtung 
der Prüfungspraxis nicht dem quantita tiven An­
satz der EZB zu opfern. In seiner Warnung vor 
Gleichmacherei und einem fehlenden Gefühl für 
nationale Besonderheiten weiß er sich mit Alex­
ander Erdland einig, der gleiche Befürchtungen 
für die deutsche Versicherungswirtschaft hegt. Im 
Übrigen sieht der Präsident des GDV die Regulie­
rungsansätze für die Versicherungspraxis viel zu 
stark an das Aufsichtsmodell für system relevante 
Banken angelehnt und zu wenig auf die Beson­
derheiten seiner Branche ausgelegt. 

Ein eigenes Kapitel des Level Playing Field ist 
schließlich die Geldpolitik. Als direkte Auswir­
kung der Niedrigzinspolitik auf die Kreditwirt­
schaft rät Ulrich Kater den hiesigen Banken zu 
einer Anpassung ihrer Kreditschöpfungskapa­
zitäten. Für die Eurozone erwartet der Chefvolks­
wirt der Dekabank zudem eine zeitverzögerte 
Anpassung an die Entwicklung in den USA. Die 
zöger liche Art, mit der die Fed im Dezember 2015 
ihre Leitzinserhöhung vollzogen hat, zeigt aller­
dings zu gut, wie eng die Aktivitäten der Noten­
banken in einer globalen Welt zusammenhängen. 
Die Fed hat auch die Aus­ oder Nebenwirkungen 
ihrer Geldpolitik auf die Schwellenländer im 
Auge. Und die EZB weiß sehr wohl um das Dilem­
ma, dass ihre geldpolitischen Maßnahmen in den 
Mitgliedsländern mit deren eigenständiger Wirt­
schaftspolitik unterschiedliche Effekte haben. 

Je mehr die Welt zusammenwächst, umso mehr 
erweist sich die Arbeit an einem Level Playing 
Field als ein Bündel von Projekten der kleinen 
Schritte. Denn bei dem Blick auf die Inter­
dependenzen gilt es in den freiheitlichen Gesell­
schaften, immer die demokratischen Entschei­
dungsprozesse mit ins Kalkül zu nehmen. Die 
Gesamtbelastungen auszutarieren und Schritte  
in die falsche Richtung zu vermeiden, ist schon 
anspruchsvoll genug. 
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konten. Für den Ende vergangenen Jahres vor­
gelegten modifizierten Referentenentwurf seines 
Hauses zur Reform der Investmentsteuer hat er 
sogar Lob aus der Fondsbranche geerntet. 

Ganz nebenbei kann sich Wolfgang Schäuble 
eine grundsätzliche Kritik an den Ende November 
2015 vorgelegten und seither heiß diskutierten 
Vorschlägen der EU­Kommission zur europäi­
schen Einlagensicherung nicht verkneifen. An­
sonsten bleibt das Thema in diesem Heft den 
kontroversen Einschätzungen von EU­Kommissar 
Jonathan Hill und dem Hauptgeschäftsführer  
des BdB, Michael Kemmer, überlassen, dessen 
Verband im laufenden Jahr die Federführung der 
Deutschen Kreditwirtschaft (DK) innehat. Brüssel 
räumt offensichtlich dem vertrauensbildenden 
Signal einer möglichst frühen Festlegung auf 
eine gemeinsame europäische Einlagensicherung 
einen hohen Stellenwert ein. Der DK als Ganzes 
sichert der zuständige Kommissar eine schritt­
weise Vergemeinschaftung der Risiken zu. Die 
beiden Verbundgruppen werden dabei wie schon 
im Vorfeld der Veröffentlichung mit der Beibe­
haltung ihrer Sicherungssysteme gelockt. Gleich­
wohl bleibt die DK geschlossen und spricht in  
der vorliegenden Fassung in harter Tonlage von 
einem unausgereiften Vorschlag. Ihre Gesprächs­
bereitschaft knüpft sie zudem an eine Umset­
zung der seit Mitte 2015 geltenden EU­Richtlinie 
zur Einlagensicherung, die derzeit noch in 
13 Mitgliedsländern aussteht. Kompromissbereit­
schaft klingt anders. Aber angesichts der langen 
Zeitläufe der Umsetzung lässt sich möglicherwei­
se mithilfe des EU­Parlamentes eine Formel für 
eine tragfähige Roadmap des Projektes finden.

Dass es der DK gelingen kann, bei den EU­Parla­
mentariern Gehör zu finden, unterstreicht der 
Beitrag von Markus Ferber. Mit Blick auf das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip schlägt dieser sich 
nicht nur bei der Einlagensicherung auf die Seite 
der hiesigen Kreditwirtschaft, sondern macht 
sich auch bei Ana­Credit und den Leitlinien zu 
den Vergütungsvorschriften für eine Sonderbe­
handlung der kleinen und mittleren Institute 
stark. Eine blinde Uniformität in der Banken­
aufsicht darf es nicht geben, auf diese Formel 
lässt sich auch Felix Hufeld festlegen. Aber dem 
Grundtenor nach spricht sich der BaFin­Präsident 
im Redaktionsgespräch bei allem Einfühlungsver­
mögen seines Hauses in die Belange des hiesigen 
Finanzdienstleistungssektors klar für eine Be­
seitigung der Heterogenität aus. Dazu rechnet er 
auch die dezente Abkehr von nationalen Wahl­
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